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Einleitung 

§ 1 Einführung und Problemstellung 

A. Probleme aus dem Spektrum des Verhältnisses 
von Recht und Zeit 

Wer kennt es nicht, das vielzitierte und entsprechend strapazierte Schlagwort 
von der Schnellebigkeit unserer heutigen Zeit? Und doch handelt es sich um 
mehr als nur um ein Schlagwort Es besitzt einen durchaus realen Hintergrund. 
Ein plakativer Indikator sind dafür beispielsweise die verschiedentlich publi-
zierten Erkenntnisse (oder Vermutungen?) über die sog. "Halbwertzeit des Wis-
sens"1. Danach hatte sich das gesamte Wissen der Menschheit noch zu Beginn 
unseres Jahrhunderts in Zeitabständen von etwa 50 Jahren verdoppelt Seit 1960 
sollen sich die Abstände dagegen auf sechs, seit 1966 gar auf fünf  Jahre verkürzt 
haben Allein seit 1960 hätte sich damit das damalige Wissen bis heute mehr als 
verhundertfacht  Unter Berücksichtigung aller denbaren und wohl auch begrün-
deten Zweifel an den konkreten Zahlen belegen sie doch zumindest eine Ten-
denz des ausgehenden zwanzigsten Jahrhunderts, die auch rechtliche Probleme 
aufwirft. 

Der beschleunigte Wandel der Verhältnisse fuhrt zu einer Zuspitzung des 
Spannungsverhältnisses von Recht und Zeit. Manche Normen werden durch die 
Veränderungen "überholt", "passen" nicht mehr angesichts gewandelter Ver-
hältnisse. Andere Regelungen, im Zeitpunkt ihres Erlasses noch als sinnvolle 
Steuerungsinstrumente angesehen, erweisen sich aufgrund fortgeschrittener 
Kenntnisse im nachhinein als nicht ausreichend, unbrauchbar oder gar unsinnig. 

Einen mittlerweile besonders problematischen Teilbereich betreffen  solche 
Normen, die dem Schutz von Grundrechtsträgern vor Gefahren dienen, die die-
sen etwa aufgrund neuer naturwissenschaftlicher  Erkenntnisse und technischer 
Entwicklungen durch Dritte drohea Durch die Zunahme neuer Erkenntnisse, 
gerade in den Bereichen der Naturwissenschaften und damit verbunden auch der 
Technik, ergeben sich immer neue Möglichkeiten des Menschen zur Gestaltung 

Vgl. etwa Hartmut  Volk,  Weiterbildung ist auch eine Frage der Zeit, in: Blick durch die Wirt-
schaft v. 24.8.1988; als Graphik (imu - 920905) abgedruckt auch in: Staat-Gesellschaft-Wirtschaft, 
hrsg. v. Informationsdienst Marktwirtschaft  Baden-Württemberg e. V., Ausgabe 1992, S. 135. 
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seiner Umwelt Die Entwicklung neuer Technologien bietet große Chancen, be-
inhaltet aber auf der anderen Seite auch enorme, weitgehend unbekannte und 
zunehmend unberechenbarere Gefahren und Risiken2. Man denke nur an die 
(friedliche) Nutzung der Kernenergie oder die jüngsten Entwicklungen im Be-
reich der Gentechnik. 

Nicht ganz zufällig geht mit einer Zunahme des Machbaren auch die Ent-
wicklung und der Ausbau der aus den Grundrechten abgeleiteten Figur der 
Schutzpflichten des Staates einher. Durch das mit fortschreitender  Erkenntnis 
glücklicherweise auch regelmäßig verbundene Bewußtsein für mögliche Gefah-
ren haben sich die Forderungen nach staatlichem Schutz vor diesen Risiken ge-
mehrt. Auf rechtsdogmatischem Gebiet hat sich dies in der verstärkten Heraus-
arbeitung und Beachtung (grundrechtlich abzuleitender) staatlicher Pflichten 
zum Schutz der Grundrechtsträger niedergeschlagen3. 

Verschärft  wird das Spannungsverhältnis von Recht und Zeit durch den zu-
nehmenden Zeitdruck, unter dem alle staatlichen Gewalten stehen Deutlich zeigt 
sich dies etwa an den aktuellen Problemen um den "Wirtschaftsstandort 
Deutschland". Zu seiner Sicherung wurden und werden nicht nur eine Vielzahl 
von Beschleunigungsmaßnahmen auf allen Ebenen ergriffen 4, sondern wird ge-
rade auch der Gesetzgeber zu besonderer Eile angetrieben. 

Für die Normgeber besteht aufgrund der mitunter rasanten Entwicklung, der 
Komplexität der Materien sowie der eigenen Überlastung heute in besonderem 
Maße die Gefahr, in vielen Bereichen den Anschluß an wichtige Entwicklungen 

2 
S. allgemein dazu auch die Einleitung (§1) bei Murswieck,  Die staatliche Verantwortung, S. 

19 ff. 
Vgl. dazu Stellv. Alexy,  Theorie, S. 410 ff.;  Hermes,  Grundrecht auf Schutz, S. 43 ff.,  187 ff, 

268 ff  ; Wahl/Masing,  JZ 1990, 553 ff.  Ober die Reichweite solcher Schutzpflichten ist damit aber 
noch nichts gesagt Gerade auf diese Frage werden sich in Zukunft die weiteren Diskussionen kon-
zentrieren, da insoweit natürlich - auch bestimmt durch die jeweilige Interessenlage - immer kon-
troverse Ansichten bestehen werden. Als Beispiel kann dafür und für die Diskussion um den 
Standort Deutschland die Frage des Abbaus von Hemmnissen beim Betrieb gentechnischer Anla-
gen herangezogen werden. Nach dem Beschluß des Bundestages vom 12.11.1992, mit dem die 
Bundesregierung aufgefordert  wurde, das Gentechnikgesetz zu novellieren, hat die Bundesregie-
rung nach dem Kabinettsbeschluß vom 27.5.1993 (BR-Drs. 357/93; s. dazu ζ. B. Handelsblatt v. 
28./29.5.1993, Nr. 102, S. 6; Frankfurter  Rundschau v. 28.5.1993, Nr. 122, S. 4) einen Gesetzent-
wurf zur Vereinfachung des Gentechnikgesetzes vorgelegt Die Zeit bis zur Entstehung dieses 
Entwurfs hat die chemische Industrie mit - auch nach außen erkennbaren - "flankierenden Maß-
nahmen" begleitet, siehe etwa die Anzeigenkampagne der "Deutschen Chemischen Industrie - In-
itiative Pro Gentechnik" (ζ. B. in: Die Zeit v. 22.1.1993, Nr. 4/93, S. 18). In konjunkturschwachen 
Zeiten und ständiger Diskussion um den "Standort Deutschland" besteht natürlich die Tendenz 
zum Abbau von "Fesseln und Fallstricke(n)" (so der Titel des Beitrags von Horst  König,  Die Zeit v. 
17.12.1993, Nr. 51/93, S. 28, einem "Plädoyer gegen die Genehmigungsverfahren in der Bundes-
republik") für die Wirtschaft. Zum Ergebnis der Neufassung des GenTG vom 16.12.1993 vgl. 
BGBl. I S. 2066. 

4 
Vgl. näher dazu jüngst Schulze-Fielitz,  Zeitoffene  Gesetzgebung, S. 139 (144 ff). 
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zu verpassen. Damit begäben sich vor allem die Parlamente ihrer durch die Ver-
fassungen vorgegebenen Führungsfunktion. Will die Rechtsordnung wirksame 
und auch sinnvolle Steuerungsfunktionen für das Gemeinwesen erfüllen, so muß 
ein Auseinanderfallen von Norm und Wirklichkeit trotz zweifellos häufiger 
Überforderung  verhindert werden. Dies kann auf zweierlei Weise geschehen. 
Entweder besitzen die Regelungen selbst von vornherein eine gewisse Anpas-
sungsfähigkeit an fortschreitende Veränderungen oder die Anpassung muß 
nachträglich durch Veränderungen des Normtextes herbeigeführt  werden. 

Der Gesetzgeber ist jedoch oft angesichts der angesprochenen Geschwindig-
keit der Entwicklung und vor allem aufgrund der Komplexität der Materien 
kaum in der Lage, auch nur annähernd alle wesentlichen zukünftigen Entwick-
lungen vorausschauend zu berücksichtigen und die erforderlichen  Normen zu 
erlassen. Allein die erforderlichen  Änderungen rechtzeitig vorzunehmen, ist er 
häufig überfordert.  Dies hat unter anderem dazu geführt, daß das Bundesverfas-
sungsgericht  die Anforderungen,  die an die Verfassungsmäßigkeit von Normen 
gestellt werden, in einigen Punkten zurückgeschraubt hat. Zunehmend wird dem 
Gesetzgeber zur Neuregelung komplizierter (oder dazu erklärter) Sachverhalte 
ein großer zeitlicher Anpassungsspielraum zuerkannt, in dem sich der Bürger u. 
U. auch mit "grob typisierenden Normen" begnügen muß5. Hand in Hand geht 
damit die Befugnis des Normgebers zu gesetzgeberischen Experimenten einher. 
Soweit komplexe Materien differenzierte  Regelungen erfordern,  die der Gesetz-
geber zumindest in richtungsweisenden Fragen kaum mehr - jedenfalls nicht in 
einem Schritt - zu bewerkstelligen vermag, ist eine gewisse Zurückhaltung ge-
genüber der Anerkennung verfassungsrechtlicher  Anforderungen an etwaige 
Neuregelungen wohl auch angezeigt6. 

Hinkt der Gesetzgeber den Veränderungen hinterher7, müssen für die Zeit bis 
zu einer (Neu-)Regelung der Materie die bestehenden Normen die Antworten 

5 Vgl. nur BVerfGE 85, 80 (91) - Rechtsweg Nichtehelichen-Unterhalt; 83, 1 (21 f.) - Rechts-
anwaltsgebühren; 80, 1 (26); 78, 249 (288) - Fehlbelegerabgabe; 75, 108 (162); 71, 364 (393) -
Versorgungsausgleich; 70,1 (34); 68,155 (174) - Schwerbehindertenbeförderung;  59, 1 (21) - Stu-
dienplatzvergabe; 56, 54 (82) - Fluglärm; 54, 173 (202); 54, 11 (37) - Rentenbesteuerung; 46, 55 
(66) - Pfändung Arbeitslosengeld; 43, 291 (321); 40, 121 (140); 39, 169 (194) - Witwerrente; 37, 
104 (118); 33,171 (189 f.). Ansätze dazu schon in BVerfGE 18,315 (332) - Ausgleichsabgabe. 

6 Angesichts der zunehmenden Gefahren und des hohen Risikos mancher Regelungen fordert 
H. D. Horn,  Experimentelle Gesetzgebung, S. 298, eine experimentelle Gesetzgebung i. S. eines 
milderen oder geringeren Eingriffs  (etwa in der Form einer zeitlich oder räumlich befristeten Gel-
tung der Norm). 

7 In BVerfGE 18,315 (332) heißt es: "gewisses zeitliches 'Nachhinken' der Gesetzgebung". Vor 
einem "Hinterherhinken" wurde gerade in Zusammenhang mit der technischen Entwicklung viel-
fach gewarnt; vgl. etwa die Nachw. bei Berg,  JZ 1985, 401 in Fußn. 2 u. 3. In gewissem Maße ist 
das Hinterherhinken aber nicht vermeidbar, so schon Th.  Süss, Geheimsphäre und moderne Tech-
nik, in: Festschrift für Heinrich Lehmann, Bd. I, 1956, S. 190: "Es besteht höchste Gefahr, daß die 
Techniker rascher sind wie die Juristen, denn das Recht hinkt stets hinter dem Leben, sei es Wirt-


